
— Verletzung der Pflicht zur Nachprüfung des offensichtlichen 
Beurteilungsfehlers, Verfälschung des Vorgangs, Verletzung 
der Begründungspflicht des Gerichts des ersten Rechtszugs 
und Verletzung von Art. 73 des Statuts sowie der Siche­
rungsregelung, 

— indem das GöD die Ausführungen in der mündlichen 
Verhandlung in Fortführung der in der Klageschrift ent­
haltenen Rügen nicht berücksichtigt habe; 

— indem das GöD insbesondere angenommen habe, dass 
die Beurteilungsfreiheit der Ärzte nur die Feststellung der 
Erkrankung und nicht die Festsetzung des Invaliditäts­
satzes betreffe, und auf diese Weise den zwingenden 
Charakter der europäischen Tabelle für die Bewertung 
von Beeinträchtigungen der körperlichen und psy­
chischen Integrität dadurch bestätigt habe, dass es den 
Invaliditätsgrad im vorliegenden Fall nur auf 20 % fest­
gesetzt habe, während der Ärzteausschuss einen Invali­
ditätsgrad der Rechtsmittelführerin von 100 % angenom­
men habe; 

— Verletzung des Begriffs einer angemessenen Frist und Ver­
fälschung der Akten, da das GöD in der Sachverhaltsdarstel­
lung eine ärztliche Untersuchung erwähnt habe, die niemals 
stattgefunden habe, um sodann zu dem Ergebnis zu gelan­
gen, dass die Fristen für die Behandlung des Vorgangs der 
Rechtsmittelführerin nicht unangemessen gewesen seien. 

Klage, eingereicht am 13. September 2010 — Nedri 
Spanstaal/Kommission 

(Rechtssache T-391/10) 

(2010/C 301/76) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Parteien 

Klägerin: Nedri Spanstaal BV (Venlo, Niederlande) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte M. Slotboom und B. Haan) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Klage für zulässig zu erklären; 

— Art. 1 Nr. 9 des Beschlusses in Bezug auf den Zeitraum, für 
den Hit Groep haftbar gemacht wurde, und Art. 2 Nr. 9 des 
Beschlusses in Bezug auf die Nedri auferlegte Geldbuße für 
nichtig zu erklären; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Klägerin begehrt die teilweise Nichtigerklärung des Beschlus­
ses der Kommission vom 30. Juni 2010 in einem Verfahren 

nach Art. 101 AEUV und Art. 53 EWR-Abkommen in der 
Sache COMP/38.344 — Spannstahl. 

Zur Stützung ihrer Klage führt sie drei Klagegründe an. 

Erstens sei gegen die Art. 101 AEUV und 23 Abs. 2 der Ver­
ordnung 1/2003 ( 1 ) sowie gegen die Begründungspflicht versto­
ßen worden. Die Kommission habe dadurch Fehler rechtlicher 
und tatsächlicher Art begangen, dass sie Hit Groep nur für den 
Zeitraum vom 1. Januar 1998 bis zum 17. Januar 2002 als 
Gesamtschuldner haftbar gemacht habe. Die Kommission hätte 
Hit Groep für den Zeitraum vom 1. Mai 1987 bis zum 17. 
Januar 2002 haftbar machten müssen. Hit Groep habe nämlich 
während dieses gesamten Zeitraums Kontrolle über die Klägerin 
gehabt. 

Zweitens sei gegen Art. 23 Abs. 2 der Verordnung 1/2003, die 
Leitlinien für das Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen ( 2 ), 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und die Begründungs­
pflicht verstoßen worden. Die Kommission habe Fehler recht­
licher und tatsächlicher Art begangen, indem sie die rechtliche 
Obergrenze für die Höhe der Geldbuße, nämlich 10 % des im 
vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielten Umsatzes, vom Um­
satz der Klägerin im Jahr 2009 berechnet habe. Die rechtliche 
Obergrenze hätte vom Umsatz der Klägerin im Jahr 2002 be­
rechnet werden müssen. 

Drittens sei gegen Nr. 23 der Kronzeugenregelung ( 3 ) und gegen 
die Begründungspflicht verstoßen worden. Die Kommission 
habe Fehler rechtlicher und tatsächlicher Art begangen, indem 
sie der Klägerin lediglich eine Ermäßigung von 25 % statt 30 % 
gewährt habe. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 
zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags 
niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABl. L 1, S. 1). 

( 2 ) Leitlinien für das Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen gemäß 
Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 
(ABl. 2006, C 210, S. 2). 

( 3 ) Mitteilung der Kommission über den Erlass und die Ermäßigung von 
Geldbußen in Kartellsachen (ABl. 2002, C 45, S. 3). 

Klage, eingereicht am 6. September 2010 — Euro- 
Information/HABM (EURO AUTOMATIC CASH) 

(Rechtssache T-392/10) 

(2010/C 301/77) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Euro-Information — Européenne de traitement de l’In­
formation (Straßburg, Frankreich) (Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwältin A. Grolée)
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Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer vom 17. 
Juni 2010 in der Sache R 892/2010-2 aufzuheben, soweit 
mit ihr die Markenanmeldung Nr. 004114864 für Waren 
und Dienstleistungen in den Klassen 9, 35, 36, 37, 38 und 
42 zurückgewiesen worden ist; 

— dem HABM gemäß Art. 87 der Verfahrensordnung die der 
Klägerin im Verfahren vor dem HABM und im vorliegenden 
Verfahren entstandenen Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „EURO AUTOMATIC 
CASH“ für Waren und Dienstleistungen in den Klassen 9, 35, 
36, 37, 38 und 42 — Anmeldung Nr. 4114864. 

Entscheidung des Prüfers: Zurückweisung der Anmeldung. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Teilweise Aufhebung der Ent­
scheidung des Prüfers, teilweise Zurückweisung der Anmeldung 
im Anschluss an das Urteil des Gerichts vom 9. März 2010, 
Euro-Information/HABM (EURO AUTOMATIC CASH) 
(T-15/09, nicht in der amtlichen Sammlung veröffentlicht). 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 7 Abs. 1 Buchst. b und c der 
Verordnung Nr. 207/2009, da die angemeldete Marke nicht 
beschreibend, sondern vielmehr unterscheidungskräftig für 
sämtliche Waren und Dienstleistungen sei, derentwegen die An­
meldung zurückgewiesen worden sei. 

Klage, eingereicht am 14. September 2010 — Westfälische 
Drahtindustrie u.a./Kommission 

(Rechtssache T-393/10) 

(2010/C 301/78) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerinnen: Westfälische Drahtindustrie GmbH (Hamm, 
Deutschland), Westfälische Drahtindustrie Verwaltungsgesell­
schaft mbH & Co. KG (Hamm), Pampus Industriebeteiligungen 
GmbH & Co. KG (Iserlohn, Deutschland) (Prozessbevollmächtig­
ter: Rechtsanwalt C. Stadler) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge der Klägerinnen 

— Art. 1 Nr. 8 Buchst. a und b der Entscheidung für nichtig zu 
erklären, soweit darin eine Haftung für einen Verstoß der 

Klägerinnen zu 1) und 2) gegen Art. 101 AEUV bzw. Art. 
53 EWR-Abkommen vor dem 12. Mai 1997 festgestellt 
wird; 

— Art. 2 der Entscheidung für nichtig zu erklären, soweit darin 
gegen die Klägerinnen zu 1) bis 3) gesamtschuldnerisch eine 
Geldbuße in Höhe von 15 485 000 Euro, gegen die Klä­
gerinnen zu 1) und 2) gesamtschuldnerisch eine Geldbuße 
in Höhe von 30 115 000 Euro und gegen die Klägerin zu 1) 
eine Geldbuße in Höhe von 10 450 000 Euro festgesetzt 
wird; 

— hilfsweise, die in Art. 2 der Entscheidung gegen die Klägerin­
nen festgesetzte Geldbuße angemessen herabzusetzen; 

— der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Klägerinnen wenden sich gegen den Beschluss der Kommis­
sion K(2010) 4387 endg. vom 30. Juni 2010 in der Sache 
COMP/38.344 — Spannstahl. In der angefochtenen Entschei­
dung wurden gegen die Klägerinnen und weitere Unternehmen 
Geldbußen wegen der Verletzung von Art. 101 AEUV sowie 
von Art. 53 EWR-Abkommen verhängt. Die Klägerinnen sollen 
sich nach Auffassung der Kommission an einer fortdauernden 
Vereinbarung und/oder abgestimmten Verhaltensweise im 
Spannstahlsektor des Binnenmarkts und des EWR beteiligt 
haben. 

Zur Begründung ihrer Klage machen die Klägerinnen acht Kla­
gegründe geltend. 

Als ersten Klagegrund rügen die Klägerinnen die Verletzung von 
Art. 25 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 ( 1 ), 
da die Annahme einer Teilnahme der Klägerinnen an einer ein­
zigen und fortdauernden Zuwiderhandlung unrichtig sei. 

Im Rahmen des zweiten Klagegrundes wird hilfsweise die Ver­
letzung von Art. 23 Abs. 3 der Verordnung Nr. 1/2003 geltend 
gemacht, da ein Verstoß gegen wesentliche Grundsätze der Buß­
geldbemessung im Hinblick auf die von der Beklagten fest­
gestellte Dauer der Zuwiderhandlung durch Hinzurechnung 
der Krisenzeit des Kartells vorliege. 

Als dritten Klagegrund tragen die Klägerinnen vor, dass die 
Beklagte Art. 23 Abs. 3 der Verordnung Nr. 1/2003 verletzt 
habe, da sie durch die Verwendung der Angaben im Antrag auf 
Ermäßigung der Geldbuße gegen die Klägerinnen gegen die 
Grundsätze des Vertrauensschutzes und der Selbstbindung der 
Verwaltung verstoßen habe. 

Die Klägerinnen machen im Rahmen des vierten Klagegrundes 
geltend, dass eine Verletzung von Art. 23 Abs. 3 der Verord­
nung Nr. 1/2003 vorliege, da der Beklagten zahlreiche Beurtei­
lungsfehler bei der Beurteilung der Schwere der Zuwiderhand­
lung unterlaufen seien.
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